Deutscher Bundestag Drucksache 11/6086 

11. Wahlperiode 

13 . 12 . 89 


Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur Sammel Übersicht 137 des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
über Anträge zu Petitionen 
— Drucksache 1 1/5474 — 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 3-11-15-2126-1174 der Bundesregierung zur Berück- 
sichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 13. Dezember 1989 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung 

In der vorliegenden Eingabe fordert ein Petent die Bundesregie- 
rung auf, im Wege der Rechtsaufsicht gegen den bayerischen 
Maßnahmenkatalog der AIDS-Bekämpfung vorzugehen bzw. 
eine allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesseuchenge- 
setz zu erlassen. 

Der bayerische Maßnahmenkatalog ist rechtspolitisch bedenklich, 
gesundheitspolitisch verfehlt und gesellschaftspolitisch schädlich. 
Er zeugt von einem dehysterisierungsbedürftigen Klima, in dem 
ordnungspolitische Ziele das Gesundheitsproblem AIDS dominie- 
ren. Der politisch wünschenswerte Umgang mit der Krankheit 
AIDS setzt auf Prävention, das bedeutet, an die Eigenverantwor- 
tung appellierende Aufklärung und Beratung und staatlich 
ermöglichte Selbsthilfe. Der bayerische Maßnahmenkatalog setzt 
auf Repression, d. h. auf Zwangsmaßnahmen, Ausgrenzung und 
Diskriminierung von Minderheiten, und das bedeutet gesund- 
heitspolitische Kontraproduktivität und sozialpolitische Schäden. 
Jedes Mehr an Repression erzeugt ein Weniger an Prävention und 
je mehr die Bekämpfung von AIDS für andere Ziele instrumentali- 
siert wird, um so geringer ist ihre Effizienz. 

Daher unterstützt die Fraktion der SPD die vorliegende Petition 
und beantragt, da das Anliegen begründet ist, die Bundes- 
regierung aufzufordern, nach Möglichkeiten der Aufhebung des 
bayerischen Maßnahmenkatalogs zu suchen. 
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